
 

 

 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan WZ 280a „Spilburg-Sportparkstraße, Henri-Duffaut-Straße“, Stadtteil Wetzlar 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 
4a Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.1 RP Gießen, Schreiben vom 07.11.2019 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.1: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Die Altfläche liegt im Bereich der geplanten Gemeinbedarfsfläche. Der Anfangsverdacht wurde 
jedoch nicht bestätigt. Auch frühere Untersuchungen wiesen auf kein vorhandenes 
Schadstoffpotenzial hin. Eine Aufnahme der Altfläche in den Bebauungsplan ist daher nicht 
erforderlich. Ungeachtet dessen wird die Begründung in Kap. 4 „Altflächen“ um den Hinweis auf die 
Altfläche und die entsprechenden Vorsichtsmaßnahmen für Bauarbeiten in diesem Bereich ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.2: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Die Hinweise werden in die Begründung (Kap. 4) aufgenommen. Siehe auch Anmerkungen zu Ziffer 
1.1.1. 
 
 

1.1.1 

1.1.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.3: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Der Stadt Wetzlar und dem Kreisausschuss sind keine weiteren Altablagerungen/Altstandorte 
bekannt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.4: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB aufgestellt. Gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB sind keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Dies gilt auch für die 
Kompensation etwaiger Bodenfunktionsverluste. Ungeachtet dessen enthält die Begründung 
Hinweise zum Schutz des Bodens, die geeignet sind, den Eingriff in das Schutzgut „Boden“ zu 
minimieren. 
Im Übrigen handelt es sich um eine Konversionsfläche, die in der Vergangenheit aufgefüllt wurde. 
Es liegt höchstens eine mittlere Bodenfunktion vor.  
 

1.1.3 

1.1.4 



 

 
 
 
Zu 1.1.5: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregungen betreffen die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes und sind daher für dieses 
Bauleitplanverfahren nicht relevant. Ungeachtet dessen enthält die Begründung bereits geeignete 
Boden schützende Maßnahmen, die ohnehin im Rahmen der Fachplanungen zu berücksichtigen 
sind. Unabhängig von der vorliegenden Bauleitplanung erarbeitet die Stadt Wetzlar derzeit ein 
Bodenschutzkonzept, welches hilfreich für weitere Bauleitplanungen sein wird. Ergänzend wird auf 
die Ziffer 1.1.4 verwiesen.  
 
 
 
 
 
Zu 1.1.6: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Im Bebauungsplan kann nicht festgesetzt werden, dass Verträge mit den zukünftigen Bauherren 
abzuschließen sind. 
Die Info-Blätter, wurden ausgewertet. Die Begründung enthält bereits die wichtigsten Punkte und die 
wesentlichen den „Boden schützende Maßnahmen“. 
 
 
 
 
Zu 1.1.7: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Der Bodenschutz ist gesetzlich geregelt. In der Begründung sind geeignete Boden schützende 
Maßnahmen enthalten. 
Die Boden schützenden Maßnahmen müssen auch ohne Aufnahme in die textlichen Festsetzungen 
bei den nachfolgenden Planungen und Ausführungen berücksichtigt werden. 
Gesetze, Erlasse bzw. Vorschriften, die ohnehin zu beachten sind, müssen nicht im Bebauungsplan 
festgesetzt werden. Die Bebauungspläne würden überfrachtet. Auch gilt: 
„Es dürfen keine Festsetzungen getroffen werden, die über den Rahmen des Erforderlichen 
hinausgehen“, siehe Kommentar zur Baunutzungsverordnung von Fickert/Fieseler, 13. Auflage, § 1 
Rn. 126). 
Die Ergänzung der textlichen Festsetzungen bezüglich des vorsorgenden Bodenschutzes ist daher 
nicht erforderlich. 
 
Zu 1.1.8: 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Die Emissionskontingentierung wurde vor der 2. Öffentlichen Auslegung gemäß Abstimmung mit 
dem Regierungspräsidium, Dezernat 43.2, herausgenommen. Auch wurde vereinbarungsgemäß 
textlich festgesetzt: 
„Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe sind wesentlich störende Gewerbebetriebe und Anlagen 
im Sinne von § 6 BauNVO unzulässig.“  
Im Rahmen der Fachplanungen ist daher die Einhaltung der Immissionsrichtwerte nachzuweisen. 
Die Bauleitplanung wurde wegen der abgestimmten Änderungen erneut öffentlich ausgelegt. 
 

1.1.7 

1.1.6 

1.1.5 

1.1.8 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.9: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Die Thematik wurde bei einer Ortsbesichtigung im Februar 2019 mit Hessen-Forst besprochen. Bei 
der Ortsbesichtigung wurden keine Bedenken bzgl. des vorgesehenen Abstandes der Baugrenzen 
zum Wald vorgebracht, sofern die Douglasien entfernt werden. Die Entfernung der Douglasien ist 
als Ausgleichsmaßnahme im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 293 „Rasselberg“ festgesetzt. Die 
Douglasien sind daher unabhängig von diesem Bebauungsplan ohnehin zu entfernen. Ergänzend 
wird auf Kapitel 5.4 der Begründung verwiesen. 
 
 
 
 

1.1.9 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.2.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme wurde im Rahmen der 1. Öffentlichen Auslegung abgegeben. Sie wird in der 
Abwägung eingestellt. Bzgl. des geforderten Waldabstands siehe Punkt 1.2.2. 
 
Zu 1.2.2: 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
Die Thematik wurde bei einer Ortsbesichtigung im Februar 2019 mit Hessen-Forst besprochen. Bei 
der Ortsbesichtigung wurden keine Bedenken bzgl. des vorgesehenen Abstandes der Baugrenzen 
zum Wald vorgebracht, sofern die Douglasien entfernt werden. Die Entfernung der Douglasien ist 
als Ausgleichsmaßnahme im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 293 „Rasselberg“ festgesetzt. Die 
Douglasien sind daher unabhängig von diesem Bebauungsplan ohnehin zu entfernen. Ergänzend 
wird auf Kapitel 5.4 der Begründung verwiesen. 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan WZ 280a „Spilburg-Sportparkstraße, Henri-Duffaut-Straße“, Stadtteil Wetzlar 
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STELLUNGNAHME: 1.2 Hessen-Forst, Schreiben vom 04.11.2019 

1.2.1 

1.2.2 



 

 

 
 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan WZ 280a „Spilburg-Sportparkstraße, Henri-Duffaut-Straße“, Stadtteil Wetzlar 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 
4a Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.3 Kreisausschuss, Abteilung Umwelt, Natur und Wasser,, 
Schreiben vom 31.10.2019 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Regierungspräsidium, Abteilung Umwelt, wurde in allen Verfahrensschritten beteiligt. 
 
Zu 1.3.2: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Der nachrichtliche Hinweis Nr. 5.3 erfolgt unter Hinweis auf den § 55 Abs. 2 WHG. Aus diesem 
Grunde wird die diesem Hinweis vorgenommene Aufzählung, s. unterstrichene Passage, 
beibehalten: „Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden (…).“ 
Eine Alternative zur Versickerung ist daher bereits in diesem Hinweis enthalten.  
 
Zu 1.3.3: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Die Ausführungen zur Beschaffenheit des Bodens wurden auf Grundlage des geotechnischen 
Berichtes vor der 2. Öffentlichen Auslegung ergänzt. 
Darüber hinaus handelt es sich bei den Flächen des Geltungsbereiches um einen ehemaligen 
Kasernenstandort und aufgefüllten Bereich. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die 
Bodenfunktionen im besten Falle eine mittlere Qualität aufweisen. Eine weitere Ergänzung der 
Ausführungen zum „Boden“ in der Begründung ist nicht erforderlich. 
In den Randbereichen des Geltungsbereiches ist es unter Umständen möglich, dass dort nicht 
aufgefüllte Bereiche vorhanden sind. In diesen Bereichen wurde daher auch eine geringere GRZ 
von 0,4 festgesetzt, um dem Schutz des Bodens Rechnung zu tragen. 
Ungeachtet dessen, da der Bebauungsplan nach § 13a BauGB aufgestellt wird, gelten die 
ermöglichten Eingriffe im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt beziehungsweise zulässig. 
Ausgleichsmaßnahmen, auch für den „Boden“ bzw. etwaiger Bodenfunktionsverluste, sind daher 
nicht erforderlich. 
 
 
 

1.3.1 

1.3.2 

1.3.3 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.3.4: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die „Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Material auf oder in den Boden“ sind im 
Rahmen der Fachplanungen bzw. der Bauausführung ohnehin zu beachten. Weitere Festsetzungen 
oder Hinweise sind nicht erforderlich. 
Ergänzend wird auf Ziffer 1.3.3 verwiesen. 
 
 
 
Zu 1.3.5: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Das Regierungspräsidium, Dezernat 41.4, wurde in allen Verfahrensschritten beteiligt. 
Es wurde auf eine Altfläche im Bereich der geplanten Gemeinbedarfsfläche mit einem nicht 
bestätigten Verdacht hingewiesen. Eine Aufnahme des Standortes in den Bebauungsplan ist daher 
nicht erforderlich. 
Ungeachtet dessen wird die Begründung in Kap. 4 „Altflächen“ um den Hinweis auf die Altfläche und 
die entsprechenden Vorsichtsmaßnahmen für Bauarbeiten in diesem Bereich ergänzt. 
 
 
 
 

 

1.3.4 

1.3.5 


